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über die Offenlegung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Gemeinde Schermbeck für 
das Haushaltsjahr 2007 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen der Gemeinde Schermbeck für das 
Haushaltsjahr 2007 liegt in der Zeit vom 
 

02. Januar 2007 bis einschl. 16. Januar 2007 
 
während der Dienststunden im Dienstgebäude der Gemeindeverwaltung Schermbeck, 
Weseler Straße 2, Zimmer 222 öffentlich aus. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige innerhalb einer Frist von 
vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen erheben. Einwendungen sind 
während der Dienststunden an vorgenannter Stelle zu Protokoll zu erklären oder schriftlich 
bei dem Bürgermeister der Gemeinde Schermbeck, Postfach 11 40, 46510 Schermbeck, 
geltend zu machen. Über die Einwendungen beschließt der Rat der Gemeinde Schermbeck 
in öffentlicher Sitzung. 
 
Schermbeck, den 19. Dezember 2006 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
-Grüter- 
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3. Satzung 
 

vom 19.12.2006 zur Änderung der Hundesteuersatzung der Gemeinde Schermbeck vom 18.12.1997. 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2033), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 03.05.2005 (GV NRW S. 498) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 
712/SGV NW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NW S. 228) hat der Rat der 
Gemeinde Schermbeck in seiner Sitzung vom 19.12.2006 folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die Hundesteuersatzung der Gemeinde Schermbeck vom 18.12.1997 wird wie folgt geändert: 
 
1.  In § 2 werden folgende Buchstaben d) und e) angefügt: 
 
„d) ein gefährlicher Hund gehalten wird   480 Euro“ 
 
„e) zwei oder mehr gefährliche Hunde gehalten werden – je Hund -  600 Euro“ 
 
 
2. An § 2 wird folgender Absatz 2 angefügt: 
 
„ (2) Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstaben d) und e) sind solche Hunde, 
 
a) die auf Angriffslust oder Kampfbereitschaft oder Schärfe oder andere in der Wirkung 
gleichstehende Zuchtmerkmale gezüchtet werden oder die eine Ausbildung zum 
Nachteil des Menschen, zum Schutzhund oder eine Abrichtung auf Zivilschärfe 
begonnen oder abgeschlossen haben. Als Ausbildung zum Schutzhund zählt nicht die 
von privaten Vereinen oder Verbänden durchgeführte sogenannte Schutzdienst- oder 
Sporthundeausbildung, sofern keine Konditionierung zum Nachteil des Menschen 
erfolgt; 
 
b) die sich nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes als bissig erwiesen haben; 
 
c) die in gefahrdrohender Weise einen Menschen angesprungen haben; 
 
d) die bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder Hunde hetzen 
    oder reißen. 
 
e) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere Hunde der Rassen 
 
1. Pitbull Terrier 
2. American Staffordshire Terrier 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



-Seite 2- 

3. Staffordshire Bullterrier 
4. Bullterrier 
 
sowie Kreuzungen dieser Rassen mit Hunden anderer Rassen oder Mischlingen. 
 
f) Hunde der Rassen  
 
1. Alano 
2. American Bulldog 
3. Bullmastiff 
4. Mastiff 
5. Mastino Espanol 
6. Mastino Napoletano 
7. Fila Brasileiro 
8. Dogo Argentino 
9. Rottweiler 
10. Tosa Inu 
 
sowie Kreuzungen dieser Rassen mit Hunden anderer Rassen oder Mischlingen, ge lten als gefährliche  
Hunde, soweit oder solange nicht im Einzelfall der Nachweis der Ungefährlichkeit durch ein vom 
Hundehalter vorzulegendes Gutachten des beamteten Tierarztes erbracht ist.  
 
3. In § 3 wird folgender Buchstaben c) angefügt: 
 
„ c) Gebrauchshunde von Forstbeamten und von Angestellten im Privatforstdienst.“ 
 
 
4. An § 3 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
 
„ (5) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 Buchstaben a) bis f) wird eine Steuerbefreiung 
nach Absatz 3 nicht gewährt.“ 
 
 
5. Streichung des § 4 Abs. 1 Buchstabe c) 
 
 
6. § 4 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut : 
 
„ (2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, ist die Steuer 
auf Antrag auf 1/4 des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen, jedoch für höchstens zwei Hunde.“ 
 
 
7. § 4 Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut : 
 
„ (3) Für Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40 SGB-XII), Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 – 46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19 – 27 SGB-II) 
erhalten sowie für diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen wird die Steuer auf Antrag auf 
1/4 des Steuersatzes nach § 2 gesenkt, jedoch  für höchstens einen Hund.“ 
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8. An § 4 Abs. 3  wird folgender Absatz 4 angefügt: 
 
„ (4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 Buchstabe a) bis f) wird eine Steuerermäßigung 
nach den Absätzen 1 bis 3 nicht gewährt.“ 
 
 
9. An § 4 Abs. 4  wird folgender Absatz 5 angefügt: 
 
„ (5) Für Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 Buchstabe f) wird eine Steuerermäßigung um 50 % gewährt, 
wenn der Hundehalter eine bestandene Wesensprüfung des Hundes durch ein Gutachten des beamteten 
Tierarztes nachweist.“ 
 
 
10. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„ (1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme 
oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist - 
innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, unter Angabe der 
Hunderasse bei der Gemeinde Schermbeck anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muß die 
Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten 
überschritten worden ist, und in den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des 
auf den Zuzugs folgenden Monats erfolgen.“  
 
11. Die Einleitung des § 10 Abs. 1 bis zu Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„ (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04.05.2004 (GV NW S. 228), handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig…….“ 
 
11. § 10 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 
 
„ 2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig oder unter fehlender 
oder falscher Angabe der Hunderasse anmeldet,“ 
 
 
 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
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b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Schermbeck, 19. Dezember 2006 
 
 
 
 
  - Grüter - 
  Bürgermeister 
 



 
 
 

Satzung 
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Gemeinde Schermbeck 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 19.12.2006 
 

 
 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. 2005, S. 498) und der §§ 1 bis 3 und § 20 
Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 28. April 2005 (GV. NRW. S. 488), hat der Rat der Gemeinde Schermbeck in seiner Sit-
zung vom 19.12.2006 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungsteuer in der Gemeinde Schermbeck (Ver-
gnügungssteuersatzung) vom 18. Dezember 2002 (veröffentlicht im Amtsblatt der Gemeinde 
Schermbeck Nr. 11, S. 147 vom 23. Dezember 2002) wird wie folgt geändert.  
 
§ 8 erhält folgende Fassung: 
 

Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 
 

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähn-
lichen Apparaten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspie l-
ergebnis, bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis (so 
genannter Kasseninhalt) ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge (Spieleinsät-
ze) abzüglich der ausgezahlten Gewinne.  

 
 Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 4 a) bei 
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit    10 v.H. des Einspielergebnisses 

        höchstens 150 Euro 
 

Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit    35 Euro 
 
 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 4 b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit    10 v.H. des Einspielergebnisses 

        höchstens 50 Euro 
 

Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit    25 Euro 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  
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3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten  
 (§ 1 Nr. 4 a und b) bei Apparaten, mit denen Gewalttätig- 
 keiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden  
 oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges  
 oder pornographische und die Würde des Menschen ver- 
 letzende Praktiken zum Gegenstand haben    400 Euro 

 
(2) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit ist der Steuerschuldner verpflichtet, die Steuer 

selbst zu errechnen. Die Steueranmeldung ist für die einzelnen Besteuerungszeiträume 
(Kalendervierteljahre) nach amtlich vorgeschriebenen Vordrucken bis spätestens zu dem 
von der Gemeinde Schermbeck festzusetzenden Termin einzureichen und die errechnete 
Steuer an die Gemeindekasse zu entrichten. Die unbeanstandete Entgegennahme der 
Steueranmeldung gilt als Steuerfestsetzung. Bei der Besteuerung nach den Einspiele r-
gebnissen sind den Steueranmeldungen Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Abrech-
nungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, Geräte-
nummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes und den Kasseninhalt ent-
halten müssen. 

 
(3) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein 

Apparat. Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig 
zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst werden können. 

 
(4) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Appa-

rat, so wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(5) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede 

Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werk-
tag des folgenden Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüg-
lich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des 
Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 4 braucht nicht angezeigt zu 
werden. 

 
 

Artikel 2 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungsteuer in der Gemeinde (Vergnügungssteu-
ersatzung ) vom 18. Dezember 2002 (veröffentlicht im Amtsblatt für die Gemeinde Scherm-
beck Nr. 11, S. 147 vom 23. Dezember 2002) wird wie folgt geändert und erhält folgende 
Fassung.  
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Gemeinde Schermbeck veranstalteten nach-
folgenden Vergnügungen (Veranstaltungen): 
 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
 
2. Schönheitstänze (z. B. Striptease, Peepshows, Tabledances) und Darbietungen ähnlicher  
     Art; 
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3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabi-
nen; 
 

4. Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen 
Einrichtungen; 

 
5. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen Appara-

ten in 
 
a)  Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
 
b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räu-

men sowie an anderen für jeden zugänglichen Orten. 
 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum in-
dividuellen Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet 
verwendet werden. 

 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
 
1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 
 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von 

Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
 
3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder ge-

meinnützigen Zwecken verwendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 11 
angegeben worden ist und der verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer er-
reicht; 

 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärk-

ten, Kirmessen und ähnlichen Veranstaltungen. 
 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 
Nr. 5 ist der Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 
 
 

§ 4 
Erhebungsformen 

 
(1) Die Steuer wird erhoben als  
 

1. Kartensteuer nach §§ 5 und 6, 
 
2. Pauschsteuer nach §§ 7 bis 10. 
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(2) Ist die Pauschsteuer höher als die Kartensteuer, wird die Pauschsteuer erhoben. 
 
(3) Die Steuer ist für jede Veranstaltung gesondert zu berechnen. Finden im Zeitraum eines 

Kalendermonats mehrere Veranstaltungen gleicher Art desselben Veranstalters und am 
gleichen Ort statt, so wird eine Pauschsteuer nach Absatz 1 Ziff. 2 nur dann erhoben, 
wenn bei Zusammenfassung aller Veranstaltungen dieses Zeitraums die Pauschsteuer 
höher ist als die Kartensteuer. 

 
 

II. Kartensteuer 
 

§ 5 
Eintrittskarten 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, 

Eintrittskarten oder sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten 
gelten, auszugeben. 

 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und 

Wert der Zugaben nach § 6 Abs. 2 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der 
Kasse in geeigneter Weise an für die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

 
(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 11) hat der Veranstalter die Eintrittskarten oder 

sonstigen Ausweise, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden sollen, der Gemeinde 
Schermbeck vorzulegen. 

 
(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für 

jede Veranstaltung einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewah-
ren und der Gemeinde Schermbeck auf Verlangen vorzulegen. 

 
(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Gemeinde Schermbeck binnen 7 Werktagen 

nach der Veranstaltung, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis 
zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalendermonats vorzulegen. 

 
 

§ 6 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Kartensteuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der aus-

gegebenen Eintrittskarten (§ 5) berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn 
dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte angegebene Preis. 

 
(2) Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der Veranstaltung für die 

Teilnahme erhoben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für Speisen und 
Getränke oder sonstige Zugaben bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz. Sofern 
der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden kann, 
legt die Gemeinde den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Würdigung aller Umstände pau-
schal fest. 

 
(3) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder Entgelts. 
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(4) Die Gemeinde Schermbeck kann den Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausge-
gebenen Eintrittskarten und ihrer Preise befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinba-
ren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

 
 

III. Pauschsteuer 
 
§ 7 

Nach dem Spielumsatz 
 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen beträgt die Pauschsteuer 6 v. H. 

des Spielumsatzes. Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge ab-
züglich Ausschüttungsbetrag. 

 
(2) Der Spielumsatz ist der Gemeinde Schermbeck spätestens 7 Werktage nach der Veran-

staltung zu erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärun-
gen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben.  

 
(3) Die Gemeinde Schermbeck kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe des 

Spielumsatzes befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nach-
weis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

 
 

§ 8 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Pauschsteuer nach der Größe des be-

nutzten Raumes zu erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Rau-
mes berechnet sich nach dem Flächeninhalt der für die  Veranstaltung und die Teilnehmer 
bestimmten Räume einschließlich des Schankraumes, aber ausschließlich der Küche, Toi-
letten und ähnlichen Nebenräumen. Entsprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien. 

 
(2) Die Pauschsteuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Ver-

anstaltungsfläche in geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien 
beträgt die Pauschsteuer 0,60 Euro je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quad-
ratmeter Veranstaltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein Ver-
anstaltungstag für die Berechnung zu Grunde gelegt. 

 
(3) Die Gemeinde Schermbeck kann den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, 

wenn die Ermittlung der Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 
 
 

§ 9 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Pauschsteuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 7, 8, 10 und 10 a 

festzusetzen ist, nach der Roheinnahme zu berechnen. Der Steuersatz beträgt 22 v. H. 
Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter gemäß § 6 Abs. 2 von den Teilneh-
mern erhobenen Entgelte. 

 
(2) Die Roheinnahmen sind der Gemeinde Schermbeck spätestens 7 Werktage nach der Ver-

anstaltung zu erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklä-
rungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben. 
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(3) Die Gemeinde Schermbeck kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe der 
Roheinnahme befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis 
im Einzelfalle besonders schwierig ist. 

 
 

§ 10 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähn-

lichen Apparaten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspie l-
ergebnis, bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  nach deren Anzahl. Einspielergebnis  ist 
der Betrag der elektronisch gezählten Brutto-Kasse. Dieser errechnet sich aus der elekt-
ronisch gezahlten Kasse zzgl. Röhrenentnahme (sog. Fehlbetrag) abzüglich Röhrenauffül-
lung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld). 

 
 Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 5 a)  
 
 Apparaten mit Gewinnmöglichkeit    10 v.H. des Einspielergebnisses 

Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit    35 Euro 
 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 b)  
 
 bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit   10 v.H. des Einspielergebnisses 

Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit    25 Euro 
 

 
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten  
 (§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit denen Gewalttätig- 
 keiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden  
 oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges  
 oder pornographische und die Würde des Menschen ver- 
 letzende Praktiken zum Gegenstand haben    400 Euro 
 

 
(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein 

Apparat. Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig 
zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst werden können. 

 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Appa-

rat, so wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede 

Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werk-
tag des folgenden Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüg-
lich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des 
Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 braucht nicht angezeigt zu 
werden. 
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§ 10 a 
Abweichende Besteuerung 

 
(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspie lergebnisse nicht durch Ausdrucke manipu-

lationssicherer elektronischer Zählwerke nachgewiesen und belegt werden kann beträgt 
die Steuer je Kalendermonat und Apparat  
 
1.  für Apparate mit Gewinnmöglichkeit 

 
a) in Spielhallen        150 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten     50 Euro, 
 

2. für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit 
 
a) in Spielhallen         35 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten     25 Euro, 
 

 3. für Apparate, mit denen Gewalttätigkeiten gegen  
 Menschen und/oder Tiere dargestellt werden  
 oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges  
 oder pornographische und die Würde des Menschen ver- 

 letzende Praktiken zum Gegenstand haben    400 Euro.  
 
 
 

IV. Gemeinsame Bestimmungen 
 

§ 11 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 4 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn 

bei der Gemeinde Schermbeck anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzuse-
henden Veranstaltungen ist die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden 
Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer auswirken, sind 
umgehend anzuzeigen. 

 
 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen 

nach § 1 Nr. 1 – 3 eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige 
Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall können abweichende Regelungen getroffen wer-
den. 

 
(3) Die Gemeinde Schermbeck ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraus-

sichtlichen Steuerschuld zu verlangen. Bei mehreren geplanten Veranstaltungen inner-
halb eines Kalendermonats ist der Gesamtbetrag dieses Monats maßgebend. Die Sicher-
heitsleistung beträgt im Falle des § 1 Nr. 4 mindestens 10.000 Euro. 

 
 

§ 12 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht im Falle der Pauschsteuer nach § 10 mit der Auf-
stellung des Apparates an den in § 1 Nr. 5 genannten Orten, ansonsten mit dem Abschluss 
der Veranstaltung. 
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§ 13 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Gemeinde Schermbeck ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltun-

gen die Pauschsteuer für einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen 
Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai,  
15. August und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann auf Antrag zu je einem 
Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. 

 
(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeiträume festgesetzt wird, ist innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 10 ist der Steuerschuldner ver-

pflichtet, die Steuer selbst zu errechnen.  Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervier-
teljahres ist der Gemeinde Schermbeck eine Steueranmeldung nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer an die Gemeindekasse zu ent-
richten. Die unbeanstandete Entgegennahme der Steueranmeldung gilt als Steuerfestset-
zung. 

 
(4) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige eine Steueranmel-

dung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der Anmeldung festzusetzen ist. 
In diesem Fall ist die Steuer innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbe-
scheides zu entrichten. 

 
(5) Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den Steueranmeldungen nach 

Abs. 3 Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als 
Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des 
Zählwerkausdruckes und den Kasseninhalt enthalten müssen.  

 
 
 

§ 14 
Verspätungszuschlag 

 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Ab-
gabe einer Steuererklärung (Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Ab-
gabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 15 
Steuerschätzung 

 
Soweit die Gemeinde die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, 
kann sie sie schätzen. Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 16 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und zur 
Feststellung von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunter-
lagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
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§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 28. April 2005 (GV. NRW. S. 488), handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder leicht-
fertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 5 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
 
2. § 5 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise  
 
3. § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 
 
4. § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Ein-

trittskarten  
 
5. § 5 Abs. 5: Abrechnung der Eintrittskarten 
 
6. § 7 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
 
7. § 9 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
 
8. § 10 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung 

(Erhöhung) des Apparatebestandes 
 
9. § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhen-

den Änderungen 
 
10. § 13 Abs. 3: Einreichung der Steueranmeldung 
 
11. § 13 Abs. 5: Einreichung der Zählwerkausdrucke 
 
 

Artikel 3 
 
Artikel 1 dieser Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2005 in Kraft. 
 
Im Übrigen tritt diese Änderungssatzung (Artikel 2) zum 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 
Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 
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eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-
de nicht durchgeführt, 
 
die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Schermbeck, 19. Dezember 2006 
 
 
 
 
  - Grüter - 
  Bürgermeister 
 
 
 
 



 
 
 

 
11. Satzung 

 
vom 19.12.2006 zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Gemeinde Schermbeck vom 14. September 1990 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03. Mai 2005 (GVNRW S. 498) und der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 
Straßenreinigung öffentlicher Straßen – Straßenreinigungsgesetz NW (StrReinG NW) – vom 
18. Dezember 1975 (GV NW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. April 2005 
(GVNRW S. 274), sowie der §§ 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 28. April 2005 (GVNRW S. 488), hat der Rat der Gemeinde Schermbeck in 
seiner Sitzung am 19.12.2006...... folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Die Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in 
der Gemeinde Schermbeck vom 14. September 1990 (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) wird wie folgt geändert: 
 
In Abschnitt „2. Fahrbahn- und Gehwegreinigung durch die Anlieger (§ 2 der Satzung)“ des 
Straßenverzeichnisses zur Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Schermbeck vom 
14.09.1990 in der Fassung vom 14.12.2005 (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) wird 
zusätzlich eingefügt: 
 

- Mühlenbachweg, Einmündung westlich der Maassenstraße, Gemarkung Schermbeck, 
Flur 8, Flurstücke 1306 und 1307   

 
- Haus-Gahlen-Straße, im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6, 

Gemarkung Gahlen, Flur 10, Flurstücke 1059 und 1243   
 
 

Artikel II 
 

Diese Satzung tritt am 01.Januar 2007 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 
Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Schermbeck, 19. Dezember 2006 
 
 
 
 
  - Grüter - 
 Bürgermeister 
 
 
 
 



 
 
 

 
7. Satzung 

 
vom 19.12.2006 

 
zur Änderung der Satzung der Gemeinde Schermbeck über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen vom 19.12.1996 
 
 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 03. Mai 2005 (GVNRW S. 498), der §§ 1 ff. des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(Wasserhaushaltsgesetz -WHG-) vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3.245), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 06. Januar 2004 (BGBl I S. 2), der §§ 51 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – LWG ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1995 (GV 
NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04. Mai 2004 (GV NRW S. 259), der §§ 2, 8 und 9 
des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – 
AbwAG -)  in der zur Zeit gültigen Fassung, des § 15 des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen 
(Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz – KrW-/AbfG -) vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704) und der §§ 2, 4, 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. April 2005 (GV NRW S. 488), hat der 
Rat der Gemeinde Schermbeck in seiner Sitzung am 19.12.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung der Gemeinde Schermbeck über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
vom 19. Dezember 1996 wird wie folgt geändert: 
 
§ 9 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser 
Satzung beträgt: 
 
a) bei Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben      16,00 €/m³ abgefahrener Transportmenge  
b) zusätzlich ist je Entsorgungsvorgang für das  
    An- und Abfahren, Öffnen und Schließen etc. 
    ein Betrag i.H.v.      17,85 € zu entrichten.  
    
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2007 in Kraft. 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



- Seite  2 - 

Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann 
gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Schermbeck, 19. Dezember 2006 
 
 
 
 
 
                                                                                                          - Grüter - 
 Bürgermeister 
 
 
 
 
 



 
 
 

7. Satzung vom 19.12.2006 zur Änderung der 

G e b ü h r e n s a t z u n g 

vom 20.12.1999 

zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Schermbeck 

vom 20.12.1999 

 

 

Auf Grund der §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zur Zeit gültigen Fassung, der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes NRW (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) in der zur Zeit gültigen Fassung; 
des § 9 Abs. 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen  (LAbfG) vom 21.06.1988 (GV NRW S. 
250) in der zur Zeit gültigen Fassung und des § 21 der Abfallbeseitigungssatzung der Gemeinde Schermbeck hat 
der Rat der Gemeinde Schermbeck durch Beschluss vom 19.12.2006 folgende 7. Satzung zur Änderung der 
Gebührensatzung zur Abfallbeseitigungssatzung der Gemeinde Schermbeck vom 20.12.1999 beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Gebühr für die Entsorgung von Abfall zur Beseitigung aus Haushalten und sonstigen 

Herkunftsbereichen beträgt für ein Kalendervierteljahr (Quartal) bei 14-tägiger einmaliger Entsorgung für 
einen  

 
  60 l-Behälter         51,00 € 
  80 l-Behälter 68,25 € 
  120 l-Behälter 102,00 € 
  240 l-Behälter 204,00 € 
  1.100 l-Behälter   937,50 € 
  2.500 l-Behälter 2.130,00 € 
  5.000 l-Behälter 4.260,00 € 
 
(2) Für die Entsorgung eines  Müllsackes von 70 l wird eine Gebühr von 10,00 € bei Erwerb des Müllsackes 

erhoben.  
 
 
 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2007 in Kraft. 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein -
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
   d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Schermbeck, den 19.12.2006 
                                         
 
 
 
 
                                  - Grüter - 
      Bürgermeister 
 
 
 

 

 



 
 
 

2. Satzung vom 19.12.2006.  

zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung 

in der Gemeinde Schermbeck 

vom 20.12.1999 

 

 

Auf Grund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung (GO) für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zz. gültigen Fassung, der §§ 
8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LabfG NRW) vom 21.06.1988 (GV 
NRW S. 250 SGV NRW 74), in der zz. gültigen Fassung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
(KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. I, S. 2705 ff.), in der zz. gültigen Fassung, § 7 der 
Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S. 1938 ff.), in der zz. gültigen 
Fassung sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19.02.1987 (BGBl. I, S. 602) in der zz. gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Schermbeck 
in seiner Sitzung am 19.12.2006 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Gemeinde Schermbeck – Abfallentsorgungssatzung – in der Fassung vom 
18.12.2002 beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
§ 11 (5) erhält folgende Fassung: 
 
(5) Die Möglichkeit zum Umtausch eines Abfallbehälters mit einem geringeren Fassungsvermögen 

besteht jeweils zum Beginn eines Monats, sofern die Umbestellung zwei Wochen vor 
Monatsbeginn bei der Gemeinde eingegangen ist. Bei erstmaligem oder zusätzlichem Bedarf 
von Abfallbehältern erfolgt eine Anlieferung schnellstmöglich, spätestens innerhalb von zwei 
Wochen.  

 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2007 in Kraft. 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Schermbeck, den 19.12.2006            
                                         
 
 
 
 
                                  - Grüter - 
      Bürgermeister 
 
 
 

 

 



 
 

 
 
 
 
Aufstellung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 
„Marellenkämpe“, III. Abschnitt (Überschreitung der seitlichen Baugrenzen im Rahmen einer 
Ausnahmeregelung gem. § 31 Abs. 1 Baugesetzbuch) 
hier:  Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.12.2006 die 1. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“, III. Abschnitt, gem. § 10 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S.2414), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
05.09.2006 (BGBl. I. S.2098), in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten 
Fassung, als Satzung beschlossen. 
 
Hinweise: 
 
1. Das Gebiet der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“,  
 III. Abschnitt, ist aus der als Anlage abgedruckten Karte ersichtlich. 

 
2. Die 1. vereinfachte Änderung wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB  

rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan mit Begründung liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser  
Bekanntmachung an, bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Str. 2, Dachgeschoss, Zimmer 
322/323, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und 
der Begründung wird auf Wunsch Auskunft erteilt. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann 

gemäß § 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungs- 
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens- 
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und  

 Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2 BauGB : 
 
 

§ 214 Abs. 1 BauGB: 
 
„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit 
des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetz nur beachtlich, wenn  
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren und 

hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden 
sind, und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis der Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
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2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, §§ 4a 
und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 
13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen 
wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2, Halbsatz 2, und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.“ 

 
 

 
§ 214 Abs. 2 BauGB: 
 
„Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  

 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2)  

oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen  
Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan  

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebene geordnete  
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich  

wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften einschl. des § 6 nach Bekanntmachung des 
Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche 

Entwicklung beeinträchtigt worden ist;“ 
 
 

 
§ 214 Abs. 3 BauGB: 
 
„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 Satz 1     Nr. 
1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im 
Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss 
gewesen sind.“ 
 
 
 
 
 



 
 
 
§ 215 Abs. 1 BauGB: 
 
„Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften,  
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 

des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,  
 

wenn sie nicht innerhalb von 2 Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind.“ 

 
 

5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das  Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und 
Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6  Satz 1 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
          a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

               verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b)    die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht       
            ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
    c)      der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 

 
         d)      der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

             gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
             worden, die den Mangel ergibt. 
 

 6.      Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung      
          von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO –  vom 26. August 1999 
          (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005 (GV NRW S.332), 
          mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der Gemeinde Schermbeck 
          vollzogen. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung der Bebauungsplanänderung mit Begründung sowie  
die auf Grund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
46514 Schermbeck,  20. Dezember 2006 
 
                                                                                                Der Bürgermeister 

                      
                 -Grüter- 





 
BEKANNTMACHUNG  

DES VOLKSHOCHSCHUL - ZWECKVERBANDES 
WESEL • HAMMINKELN • SCHERMBECK 

 
Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung des Volkshochschul (VHS) – 
Zweckverbandes Wesel • Hamminkeln • Schermbeck 

für das Haushaltsjahr 2007 vom 06.11.2006 
 

 
1. Haushaltssatzung 2007 

 
Aufgrund der §§ 8 Abs.1 und 18 Abs.1 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 (GV NRW Seite 621/ SGV NRW 202) -in der 
derzeit gültigen Fassung- in Verbindung mit den §§ 77 ff der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S.666/ SGV NRW 2023) -in der derzeit gültigen Fassung- hat die Volks-
hochschul-Zweckverbandsversammlung Wesel • Hamminkeln • Schermbeck mit Be-
schluss vom 06.11.2006 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2007, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
des Volkshochschul-Zweckverbandes voraussichtlich eingehenden Einnahmen und 
zu leistenden Ausgaben enthält, wird 
 
im Verwaltungshaushalt 
 
in der Einnahme auf 1.049.775,00 € 
in der Ausgabe auf 1.049.775,00 € 
 
im Vermögenshaushalt 
 
in der Einnahme auf 88.000,00 € 
in der Ausgabe auf 88.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

 
 



§ 4 
 

Kassenkredite werden nicht beansprucht. 
 

§ 5 
 
Der Leistungsbeitrag der Zweckverband-Träger wird auf insgesamt 
 

für Wesel mit 279.337,00 € 
für Hamminkeln 62.485,00 € 
für Schermbeck __35.003,00 € 
 376.825,00 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Zweckverbandsversammlung nach § 82 der Gemeindeordnung NW (GO NW), wenn 
sie für den Einzelzweck 1 v. H. der veranschlagten Einnahmen des Haushaltsjahres 
überschreiten. 
 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 01.10.1979 
(GV NRW S. 621 / SGV NRW 202) – in der zur Zeit geltenden Fassung – erforderliche Ge-
nehmigung zu der Festsetzung in § 5 der Haushaltssatzung ist vom Landrat in Wesel als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 12.12.2006, AZ.: 20-1/15 14 33/12 
erteilt worden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
Wesel, den 18.12.2006 
 
 
 
Gerwers        
Vorsitzender der Verbandsversammlung 



 
 
 
 

Anmeldung zur Gesamtschule Schermbeck  
zum Schuljahr 2007/2008 

 
 
Wie in den vergangenen Jahren findet an der Gesamtschule Schermbeck ein vorgezogenes Aufnahme- 
verfahren für die Jahrgangsstufe 5 des nächsten Schuljahres statt. 
Eltern und Erziehungsberechtigte können Ihr Kind an den folgenden Terminen anmelden: 
 

Samstag,  20.01.2007  von 09.00 bis 14.00 Uhr 
Montag,  22.01.2007  von 08.00 bis 16.00 Uhr 
Dienstag,  23.01.2007  von 08.00 bis 16.00 Uhr 
Mittwoch,  24.01.2007  von 08.00 bis 18.00 Uhr 
 
Die Gesamtschule bittet darum, alle Grundschulzeugnisse und das Familienstammbuch, die Geburtsurkunde 
oder den Kinderausweis mitzubringen. 
 
Zu den gleichen Terminen findet auch das Aufnahmeverfahren für die Jahrgangsstufe  11 der gymnasialen 
Oberstufe der Gesamtschule Schermbeck statt. 
Voraussetzung für die Aufnahme ist die zu erwartende "Fachoberschulreife mit Qualifikation" für die 
gymnasiale Oberstufe. Eltern und Erziehungsberechtigte, deren Kinder jetzt die 10. Klasse eines 
Gymnasiums, einer Realschule oder einer Hauptschule besuchen und die das Abitur (oder den schulischen 
Teil der Fachhochschulreife) an der Gesamtschule Schermbeck erwerben sollen, werden gebeten, außer 
dem Familienstammbuch, der Geburtsurkunde oder dem Personalausweis/Kinderausweis auch die 
Zeugnisse der beiden letzten Schuljahre mitzubringen. 
 
 
Schermbeck, den 18.12.2006 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
-G r ü t e r- 
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Bürgerentscheid zu dem Verkehrskonzept für den Schermbecker Ortskern am 10.12.2006  
hier: Bekanntmachung des Abstimmungsergebnisses 
 
 
Mit Beschluss des Rates der Gemeinde Schermbeck vom 20. September 2006 wurde für den 10. Dezember 
2006 ein Bürgerentscheid mit folgender Abstimmungsfrage terminiert: 
 
„Soll das von der CDU und SPD entwickelte Verkehrskonzept für den Schermbecker Ortskern mit den 
Teilkomponenten Ring- und Einbahnstraßensystem zurückgewiesen werden?“  
 
Die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Schermbeck konnten über diese Abstimmungsfrage mit "Ja" oder 
"Nein" abstimmen. 
 
Durch Beschluss in der Sitzung vom 19.12.2006 hat der Rat der Gemeinde Schermbeck folgendes amtliches 
Abstimmungs-Endergebnis festgestellt: 
 
Abstimmungsberechtigte insgesamt:  11.253  
Erforderliches Quorum:     2.251 Ja-Stimmen  

(20 % der Abstimmungsberechtigten gemäß  
§ 26 Abs. 7 Gemeindeordnung NW) 

Briefwähler      5.190  
Ungültige Stimmen:          10  
Gültige Stimmen:     5.180  
Davon 
Ja-Stimmen      2.991  
Nein-Stimmen      2.189 
 
Die Mehrheit der gültigen Stimmen hat mit „Ja“ für die Zurückweisung des Verkehrskonzeptes gestimmt. Die 
Anzahl der Ja-Stimmen hat zudem das erforderliche Quorum erreicht. Daher war der Bürgerentscheid gegen 
das Verkehrskonzept für den Schermbecker Ortskern im Sinne der Initiatoren erfolgreich (§ 26 Abs. 7 S. 2 
Gemeindeordnung NW). 
 
Das amtliche Endergebnis wird hiermit gem. § 16 Abs. 3 der Satzung für die Durchführung von Bürgerent-
scheiden in der Gemeinde Schermbeck öffentlich bekannt gemacht. 
 
Rechtsgrundlage für die Durchführung dieses Bürgerentscheides war § 26 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3.5.2005 (GV. NRW. S. 498) sowie die Satzung für die Durchführung von 
Bürgerentscheiden in der Gemeinde Schermbeck vom 12.07.2005 (Amtliches Bekanntmachungsblatt Nr. 09 der 
Gemeinde Schermbeck vom 18.  Juli 2006, Seite 65). 
 
 
Schermbeck, den 20. Dezember 2006 
 
 
 
                   -Grüter – 
Bürgermeister als Abstimmungsleiter 
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Ersatzbestimmung für ein Mitglied  
im Rat der Gemeinde Schermbeck 

hier: Karl Dilly für Norbert Fritz Neuhaus   
 
 
 
Das Gemeinderatsmitglied Norbert Fritz Neuhaus (USWG), wohnhaft 46514 Schermbeck, Am Scheren- 
bach 29, hat mit Erklärung vom 10.11.2006 gegenüber dem Bürgermeister als Wahlleiter auf sein Mandat im 
Rat der Gemeinde Schermbeck zum 31.12.2006 verzichtet. Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes 
(KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 332), -SGV. NRW. 1112 -, stelle  ich fest, dass mit 
Wirkung vom 01.01.2007 
 

Herr Karl Dilly , wohnhaft 46514 Schermbeck, Rosenweg 12, 
 

aus der Reserveliste der Unabhängigen Schermbecker Wählergemeinschaft (USWG) in den Rat der 
Gemeinde Schermbeck nachrückt. 
 
Gegen diese Feststellung können gem. § 39 Abs. 1 KWahlG 
 
jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
 
die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl 
teilgenommen haben, sowie  
 
die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit 
der Wahl gem. § 40 Abs. 1 Buchstaben a) bis c) KWahlG für erforderlich halten. 
Der Einspruch ist bei mir schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
 
46514 Schermbeck, den 20.12.2006 
 
 
Gemeinde Schermbeck 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
 
 
 
 
-Grüter- 
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